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Uli Sckerl: „Finanzprobleme der Kommunen in keiner Weise gelöst“ 
Heute haben die Kommunalen Spitzenverbände (Gemeindetag, Städtetag, Landkreistag) in Baden-Württemberg mit der Landesregierung Verhandlungsergebnisse in wichtigen Fragen der Finanzausstattung der Kommunen erzielt: Einführung der Ganztagesschule, Kosten der Schülerbeförderung, Finanzausgleichsmittel. Dringend nötige Vereinbarungen über die Finanzierung des Landes an der Kleinkindbetreuung und bei der Schulsozialarbeit wurden mal wieder ausgeklammert.  Die Grünen bezeichnen die Ergebnisse als unbefriedigend.

„Der so genannte Kompromiss zwischen Ministerpräsident Mappus und den Kommunen ist in Wahrheit keiner, sondern basiert eher auf einem windelweichen Minimalkonsens“, so der kommunalpolitische Sprecher der Grünen Uli Sckerl. „Es ist deutlich geworden,. Dass die Landesregierung sich augenscheinlich nur noch über den Termin der Landtagswahl retten will.“ Denn offensichtlich hätten die Verhandlungspartner bei den zentralen Punkten keine Einigkeit erzielt: „Die Hauptprobleme wie die Finanzierung der Kleinkindbetreuung sind weiterhin völlig unklar, selbst das Thema Schulsozialarbeit wurde auf die lange Bank geschoben.“ Dabei sei klar, so Sckerl, dass die vom Land angebotenen Pädagogischen Assistenten an den Schulen keine Sozialarbeiter ersetzen können, denn sie sind Verwaltungsleute und haben keine sozialpädagogische Ausbildung. Das sei etwa so, wie wenn Rechtsanwälte als Ärzte arbeiten sollten. 
Auch die vom Land zugestandene Verringerung der jährlichen Entnahmen von bisher 405 Mio. Euro aus dem Kommunalen Finanzausgleich um 40 Mio. Euro sei unzureichend. Sckerl glaubt: „Damit sind die gravierenden Finanzprobleme der Kommunen in keiner Weise gelöst.“ Er erinnerte daran, dass die Grünen eine vorübergehende Anhebung der Grunderwerbsteuer um ein Prozent vorschlagen, deren Mehraufkommen von 200 Mio. Euro dann in voller Höhe der Kommunen zu gute kommen soll, bis durch die Gemeindefinanzreform die Haushalte der Städte und Gemeinden auf eine nachhaltige Grundlage gestellt werden. „Wenn wir die Kommunalfinanzen nicht entschlossen verbessern, werden die öffentlichen Einrichtungen und die Lebensqualität vor Ort nicht zu halten sein“, so Sckerl abschließend.

